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1. Klagt der Unfallversicherungsträger einen Anspruch nach § 110 SGB VII ein, sieht das 

Berufungsgericht aber einen Anspruch nach § 116 SGB X i. V. m. § 823 BGB als gege-
ben an, so ist die Verjährung auch des letztgenannten Anspruchs nach § 204 Abs. 1 Nr. 
1 BGB gehemmt.  

 
2. Würde der Wechsel der Anspruchsgrundlage als Klageänderung angesehen, richtet sich 

die Hemmung der Verjährung nach § 213 BGB. 
 
3. Zum Nichtvorliegen einer gemeinsamen Betriebsstätte nach § 106 Abs. 3 Alt. 3 SGB VII, 

wenn keine wechselseitige Gefährdungslage vorhanden ist. 
 
4. Der Verschuldensanteil des Schädigers an der Haftung kann sich durch die ihm zure-

chenbare Betriebsgefahr seines Fahrzeugs erhöhen. 
 
 
§ 116 SGB X, §§ 106, 108, 110 SGB VII, §§ 195 ff., 823, 254 BGB 
 
Urteil des OLG Zweibrücken vom 27.11.2013 – 1 U 197/12 –  
Abänderung des Urteils des LG Frankenthal vom 21.11.2012 – 2 O 13/07 
 

Streitig waren dem Grunde und der Höhe nach Regressansprüche der klagenden Unfallkasse 
aus einem Unfall des bei ihr versicherten Zeugen K. Dieser hatte sich als Forstarbeiter eines 
staatlichen Forstamtes bei Aufräumarbeiten der durch den Sturm Kyrill verursachten Waldschä-
den auf dem Weg in die Mittagspause von dem Beklagten, einem selbständigen versicherten 
Unternehmer, auf dem Frontschild seines Rückefahrzeugs mitnehmen lassen. Als sich das 
Frontschild aus ungeklärten Umständen während der Fahrt absenkte, geriet der Zeuge K. mit 
den Beinen unter den Schild und wurde schwer verletzt. Die Klägerin erkannte den Unfall als 
Arbeitsunfall an.  
 
Nach Auffassung des OLG steht der Klägerin ein Anspruch nach § 116 Abs. 1 SGB X i. V. m. 
§ 823 Abs. 1 BGB dem Grunde nach für ihre sachlich und zeitlich kongruenten Aufwendungen 
anlässlich des Unfalls zu, abzüglich eines Mitverschuldensanteils des Zeugen K. in Höhe von 
1/3.  
Die Mitnahme des Zeugen K. auf dem Frontschild stelle eine objektiv grobe Pflichtverletzung 
des Beklagten dar, die zum Schadensersatz nach § 823 Abs. 1 BGB berechtige, auch wenn ei-
ne derartige Mitnahme üblich war. Da der Zeuge K. wusste, dass er auf dem Frontschild nicht 
mitfahren durfte, treffe ihn nach § 254 Abs. 1 BGB ein Mitverschulden, jedoch nur in Höhe von 
1/3, da die dem Schädiger zurechenbare Betriebsgefahr seines Fahrzeugs dessen Verschul-
densanteil erhöhe. Von einem konkludenten Haftungsverzicht des Zeugen K. könne nicht aus-
gegangen werden (wird ausgeführt, vgl. Seite 11 des Urteils). 
Obwohl der Geschädigte im Wald auf dem Weg in die Mittagspause war, sei ein Arbeitsunfall 
gegeben, da die Pause der Erhaltung der Arbeitsfähigkeit gedient habe (vgl. die Entscheidung 
des BSG vom 27.10.2010 – B 2 U 23/09 R –, UVR 014/2010, 897). Der Entscheidung der Klä-
gerin, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen, komme gegenüber dem Beklagten keine Bin-
dungswirkung zu, weil er nicht am Verwaltungsverfahren des Zeugen K. beteiligt worden war 
(vgl. Urteil des BGH vom 22.04.2008 – VI ZR 202/07 –, VersR 2008, 820 [UVR 010/2008, S. 
739; Rundschreiben DGUV vom 11.11.2008 = Regress 016/2008 = UV-Recht 048/2008];   vgl. 
auch das Urteil des BSG vom 31.01.2012 – B 2 U 12/11 R, – UVR 008/2012, 564). Da die Be-
klagte die nach § 108 Abs. 2 S. 2 SGB VII gesetzte Frist habe verstreichen lassen, sei vom Zi-
vilgericht selbst zu prüfen, ob ein Arbeitsunfall vorliege. 
Eine Haftungsbeschränkung sei weder nach § 105 Abs. 1 Satz 1 noch nach § 106 Abs. 3 Alt. 3 
SGB VII gegeben. Das Vorliegen einer gemeinsamen Betriebsstätte scheitere an dem fehlen-
den bewussten Miteinander im Betriebsablauf und dem mangelnden wechselseitigen Bezug der 
betrieblichen Aktivitäten. Auch habe keine wechselseitige Gefahrengemeinschaft vorgelegen, 
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da eine Schädigung des Beklagten durch den Zeugen K. nur theoretisch möglich gewesen wäre 
(vgl. z. B. die Entscheidung des BGH vom 30.04.2013 – VI ZR 155/12 –, UVR 009/2013, 599). 
Die Verjährung des Anspruchs nach § 116 SGB X werde gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB ge-
hemmt, obwohl die Klägerin zunächst nur einen Anspruch nach § 110 SGB VI geltend machte.  
Der Umfang der Hemmung richte sich nach dem Streitgegenstand der erhobenen Klage. Das 
sei kein materiell-rechtlicher Anspruch, sondern der als Rechtsschutzbegehren eigenständige 
prozessuale Anspruch; dieser umfasse alle materiell-rechtlichen Ansprüche, die sich im Rah-
men der gestellten Ansprüche aus dem Lebenssachverhalt ergäben. Aus der Klageerhebung 
habe sich sowohl ein Anspruch nach § 110 SGB VII als auch nach § 116 SGB X herleiten las-
sen; letzterer habe der Klägerin wegen des zum Unfallzeitpunkt vollzogenen Forderungsüber-
gangs bereits bei Klageerhebung zugestanden. In der ausdrücklichen Geltendmachung des 
Anspruchs nach § 110 SGB VII liege kein konkludenter Verzicht der Klägerin auf die Geltend-
machung anderer materiell-rechtlicher Ansprüche. Eine Hemmung der Verjährung des An-
spruchs nach § 116 SGB X könne gemäß § 213 BGB auch dann angenommen werden, wenn 
in dem Wechsel der Anspruchsgrundlage im Berufungsverfahren eine Klageänderung gesehen 
würde. 
 
Das Betragsverfahren über die Höhe der Klageforderung wurde nach § 538 Abs. 2 Nr.4 ZPO an 
das Landgericht zurückverwiesen. 

 
Das OLG Zweibrücken hat mit Urteil vom 27.11.2013 – 1 U 197/12 –  
wie folgt entschieden: 
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